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Landtags-Infoblatt der KPÖ – Sitzung vom 18.9.2012

Aus dem steirischen Landtag

KPÖ-LAbg. Werner Murgg 
deckte auf, dass die steirische 
Krankenhausbetreiberin KA-
Ges durch das Land zweistel-
lige Millionenbeträge verliert. 
Aufgrund externer Einfl üste-
rungen wurden im Ressort von 
Landesrätin Edlinger-Ploder 
äußerst ungünstige Verträge 
mit dem Bund akzeptiert.

LR Edlinger-Ploder hatte 
noch in der Landtagssitzung am 
19. Juni in einer irreführenden 
Anfragebeantwortung geleug-
net, dass bei wesentlichen Ent-
scheidungen externe Beratungs-
fi rmen eingebunden sind, und 
von einer „Begleitung“ gespro-

KAGes: Teure Fehlentscheidungen 
gefährden medizinische Versorgung

chen. Tatsächlich wurden seit 
2009 mindestens 5,5 Mio. Euro 
für derartige Leistungen ausge-
geben. Das ist mehr, als die Ein-
sparungen des RSG (Regionaler 
Strukturplan Gesundheit) – 
5 Mio. Euro – ausmachen.

Wie Unterlagen aus dem Be-
reich der KAGes belegen, sind 
den Universitätskliniken durch 
den Verzicht auf die Einhaltung 
der vertraglichen Leistungen 
des Bundes insgesamt 76,2 Mio. 
Euro entgangen. Die Tiroler 
Betreibergesellschaft hat gegen 
diese Regelung geklagt und in 
der Sache Recht bekommen. In 
der Steiermark wurde trotz KA-
Ges-interner Bedenken auf eine 
Klage verzichtet, nachdem ein 

Wir berichten, was andere verschweigen.

externes Be-
ratungsunter-
nehmen (für 
90.000 Euro) 
dies in einem 
Gutachten na-
hegelegt hat.

L A b g . 
W e r n e r 
M u r g g : 
„Durch den 
s c h l e c h t e n 
Rat externer 
Beratungsfir-
men sind dem 
Land riesige 
Summen verloren gegangen. 
Die Entscheidungen, die auf 
dieser Grundlage getroff en wur-
den, richten einen großen Scha-
den an und spielen privaten Be-
treibern in die Hände. Die Kos-
ten für Beratungsfi rmen werden 
von LR Edlinger-Ploder und von 
der KAGes verheimlicht. So 
wird unser Gesundheitssystem 
vor unseren Augen ruiniert.“

Die Schließung von Abtei-
lungen und ganzer Kranken-
häuser sowie die Privatisierung 
des LKH West folgen der Logik 
dieser Beratungsfi rmen, die in 
krassem Widerspruch zu den 

LAbg. Murgg (KPÖ): Externe Beratungsfi rmen ruinieren KAGes und 
kassieren dafür Millionen

LAbg. Murgg: Für Rückführung der KAGes in die 
Landesverwaltung
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Interessen des öff entlichen Ge-
sundheitssystems steht. Die 
KPÖ hält es für bedenklich, dass 
private Beratungsfi rmen wie 
Ebner-Hohenau-Consult Ein-
blick in das Gesundheitssystem 
bekommen. Wer kann garantie-
ren, dass diese Informationen 
nicht in die Hände von profi to-
rientierten Gesundheitskonzer-
nen kommen?

Murgg fordert deshalb, aus 
sämtlichen Beraterverträgen 
auszusteigen und die KAGes in 
die Landesverwaltung zurück-
zuführen. 

KPÖ fordert Au� ösung der KAGes
Der Landtag, die demokra-
tische Vertretung, der steiri-
schen Bevölkerung hat kaum 
noch Einblick und Mitspra-
che in der Gesundheitspo-
litik. Die KPÖ forderte des-
halb am 18. September, die 
KAGes aufzulösen und die 
Krankenanstalten wieder in 
die Landesverwaltung einzu-
gliedern. Der Antrag wurde 
von den anderen Fraktionen 
abgelehnt.

LAbg. Werner Murgg: „Die 
öff entliche Gesundheitsversor-
gung entgleitet immer mehr 
der Kontrolle durch die Politik. 
Missstände und Versorgungs-
mängel werden bagatellisiert 
oder geleugnet.“ Die KAGes 
wurde dazu missbraucht, um 
kurzfristig 1,2 Milliarden Euro 
zur Deckung des Budgetab-
gangs zu beschaff en. Mit zwei 

Anleihen wurde der gesam-
te Bestand an Gebäuden und 
Immobilien verpfändet. Es ist 
ungeklärt, wie die beiden An-
leihen getilgt werden sollen. 50 
Millionen Euro fallen jährlich 
an Zinsen an, für die die KA-
Ges eine Sondermiete an die 
KIG entrichten muss. Das ver-
ursacht die sogenannte „Kos-
tenexplosion”.

„Es ist höchste Zeit, die-
sen Irrweg aufzugeben und 
die KAGes wieder in die Ho-
heitsverwaltung des Landes 
zurückzuführen. Budgettricks 
und Geschäftemacherei haben 
im Gesundheitswesen nichts 
verloren. Bei den Krankenan-
stalten muss die Gesundheit 
im Vordergrund stehen, da-
für muss es eine klare politi-
sche Verantwortung geben“, so 
LAbg. Murgg.

Gesundheit zurück zum Land!
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Klubobfrau Claudia Weithaler und Stadträtin Elke Kahr bei einer 
Protestversammlung der Belegschaft des LKH Graz West.

Bei einer Protestkundge-
bung der Beschäftigten 

des LKH Graz West sprachen 
sich Claudia Klimt-Weithaler 
sowie die Grazer KPÖ-Woh-
nungsstadträtin Elke Kahr mit 
deutlichen Worten gegen die 
Pläne der „Reformpartner-
schaft“ aus.

Elke Kahr: „Die von Edlin-
ger-Ploder betriebene Privati-
sierung des LKH West bedeutet 
eine Einschränkung der medi-
zinischen Versorgung und ver-
stärkten Druck auf das Personal. 
Für alle verantwortlichen Poli-
tikerinnen und Politiker in der 
steirischen Landeshauptstadt ist 
es daher notwendig, die Stimme 
zu erheben und sich auf die Seite 

der Betroffenen zu stellen.“
Auch Klimt-Weithaler soli-

darisiert sich mit den Anliegen 
der Beschäftigten und betont: 
„SPÖ und ÖVP haben längst 
den Bezug zu den arbeitenden 
Menschen im Land verloren. 
Die ins Haus stehenden Ver-
schlechterungen für die Ange-
stellten durch die Privatisierung 
dürfen nicht kampflos hinge-
nommen werden.“

Die KPÖ warnt vor einer 
massiven Verschlechterung 
der Gesundheitsversorgung im 
Großraum Graz und befürchtet, 
dass durch die Privatisierungs-
politik Gesundheit für immer 
mehr Menschen zu einer Frage 
der Geldbörse wird.

Widerstand gegen Privatisierung 
des LKH Graz West

Verschlechterungen nicht hinnehmen!

Die selbst er-
nannten „Reform-
partner“ von SPÖ 
und ÖVP haben 
Bilanz über ihre 
Arbeit gezogen. 
Wie bei anderen 
medialen Insze-
nierungen geizten 
sie dabei nicht mit 
Eigenlob. 

KPÖ-Klubob-
frau Claudia Klimt-Weithaler 
erinnert daran, dass sämtliche 
„Reformschritte“ in erster Linie 
die große Masse der nicht wohl-
habenden Steirerinnen und Stei-
rer treffen.

Klimt Weithaler: „SPÖ und 
ÖVP haben sich ihre eigene 
Realität erschaffen, die mit der 
Lebensrealität der Bevölkerung 
im Land nichts mehr zu tun hat. 
Sie schließen Schulen, verkau-
fen Krankenhäuser und Pflege-
heime, kürzen überall dort, wo 
sozial Schwache und Menschen 
mit Behinderung betroffen sind, 
belasten Familien mit Kindern 
und pflegebedürftigen Angehö-
rigen und setzen demokratie-
politisch bedenkliche Schritte. 
Sie sind Befehlsempfänger von 
Banken und Industriellen und 
erzählen den Menschen, sie 
würden im Interesse der Allge-
meinheit handeln.“

Jedes weitere 
Jahr dieser Kom-
plizenschaft aus 
SPÖ und ÖVP 
richtet irrepara-
blen Schaden für 
unser Bundesland 
an. Schulen, Kran-
kenhäuser, Kin-
dergärten, Pfle-
geheime – nichts 
ist vor Voves und 

Schützenhöfer sicher. Die plan-
losen Kürzungen spiegeln sich 
bereits in einer weit über dem 
Bundeswert steigenden Arbeits-
losigkeit wider. Mit dem neuen 
Doppelbudget, das nach der 
Grazer Gemeinderatswahl be-
schlossen werden soll, kommen 
noch tiefere Einschnitte auf die 
Bevölkerung zu.

Steirische SPÖ-Organisationen 
mit Bordell-Geldern finanziert

Klimt-Weithaler: Glücksspielkonzerne und  
Rotlichtmilieu zählen zu Financiers der „Reformpartner“

Katastrophenbilanz 
der Landesregierung

Klimt-Weithaler: „Reformpartner  
haben sich ihre eigene Realität erschaffen“

Inserat aus der Ennstaler SPÖ-Zeitung – „Das Zugseil”

Erst 2010 beschloss der steirische 
Landtag auf KPÖ-Antrag einstimmig ein 
Teilverbot von Bordellwerbung. Auch die 
SPÖ unterstützte damals diese Initiative. 
Nun hat die steirische Sozialdemokratie 
offenbar umgedacht: In der gemeinsamen 
Zeitung „Das SPÖ Zugseil“ der SPÖ-
Fraktionen von sieben Kommunen im 
Bezirk Liezen schalten „Club 69“ und das 
„Chateau Emanuelle“ ein ganzseitiges In-
serat. Geboten wird den Leserinnen und 
Lesern darin „30min Zimmer € 69“.

KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler hat kein Verständnis für sol-
che Methoden der Parteienfinanzierung. 
„Die SPÖ lässt sich jetzt schon aus dem 
Rotlichtmilieu finanzieren. Erst vorigen 
Sommer musste ein ÖVP-Mandatar zu-
rücktreten, nachdem er Geld von einem 
Glücksspielkonzern angenommen hatte. 
Offenbar haben die selbst ernannten Re-
formpartner kein Problem, sich von sol-
chen Kreisen finanzieren zu lassen.“
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Die Aussetzung der Schlie-
ßungsbescheide für mehre-

re steirische Schulen durch das 
Verfassungsgericht reiht sich ein 
in eine Reihe von bildungspo-
litischen Fehlgriff en durch die 
selbst ernannten „Reformpart-
ner“. Das sagte KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler zur 
erfreulichen Tatsache, dass eine 
Reihe steirischer Schulen nun 
doch mit Schulbeginn den Be-
trieb aufnehmen konnten.

Klimt-Weithaler, die sich 
im Landtag wiederholt für eine 
Erhaltung der Schulstandorte 
eingesetzt hat: „Das Höchstge-
richt hat die ‚Reformpartner‘ 
vom hohen Ross geholt. Die 

Regierung agiert immer selbst-
herrlicher und blendet die rea-
len Probleme in der Steiermark 
weitgehend aus, wenn sie nicht 
in ihr Weltbild passen. Die Aus-
setzung der Bescheide hat keine 
dauerhafte Wirkung. Sie zeigt 
aber, dass es sich lohnt, sich zur 
Wehr zu setzen!“

Trotz gegenteiliger Beteue-
rungen des Landeshauptman-
nes wird in der Steiermark im 
Bildungsbereich massiv einge-
spart. Neben dem planlosen 
Kahlschlag bei ländlichen Schu-
len – das seit Monaten verspro-
chene Schulentwicklungskon-
zept von LR Grossmann liegt 
noch immer nicht vor – wurde 

Schulschließungen: Höchstgericht holt 
„Reformpartner“ vom hohen Ross

Klimt-Weithaler (KPÖ): Weiterer Flop in steirischer Bildungspolitik
vor allem mit der Einfüh-
rung von Kindergartenge-
bühren im vergangenen 
Jahr eine verhängnisvolle 
bildungspolitische Fehlent-
scheidung getroff en, wie 
Landesrätin Vollath, früher 
für die Kinderbetreuungs-
einrichtungen zuständig, 
selbst zugeben musste.

„Anstatt mit der Abriss-
birne über die steirischen 
Schulen zu fahren, sollte 
die Landesregierung dar-
über nachdenken, warum 
es im ländlichen Raum im-
mer weniger Schulkinder 
gibt. Die Aushungerung 
der steirischen Regionen 
ist hausgemacht und ge-
wollt, auch die so genann-
te Gemeindestrukturre-
form hat vor allem ein Ziel: die 
Zerstörung kommunaler Infra-
struktur“, so Klimt-Weithaler.

Scharfe Kritik an den Plä-
nen von Landeshauptman-
nes Voves zur Einführung von 
Studiengebühren übt KPÖ-
Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler. Studiengebühren 
sind nichts anderes als eine 
weitere Steuer für Eltern, die 
vom Kindergarten bis zur Pfl e-
ge betagter Angehöriger im-
mer tiefer in die Tasche greifen 
müssen.

„Voves redet von einem 
‚gerechten Stipendiensystem‘ 
und ‚sozialer Staff elung‘. Was 
wir wirklich brauchen, ist ein 
gerechtes Steuersystem, das 
die in den letzten Jahrzehnten 
eingeführten Steuerprivilegien 
für Superreiche und Konzer-
ne beseitigt. Solange der Staat 
darauf verzichtet, die großen 
Vermögen angemessen zu be-
steuern, wird es keine gerech-
ten Gebühren geben, weder für 
Kindergärten noch für Univer-
sitäten. Bezahlen müssen diese 
Gebühren immer die arbeiten-
den Menschen, denen jedes 
Jahr noch weniger Geld übrig 
bleibt“, so Klimt-Weithaler.

Die KPÖ-Abgeordnete er-
innert daran, dass Voves vor 
den letzten Wahlen wiederholt 
von einer Reichensteuer gere-
det habe. „Voves ist ein Sprü-

cheklopfer, der vor der Wahl 
von einer Besteuerung großer 
Vermögen spricht und nach der 
Wahl das Geld von den Fami-
lien holt. Die wissen aber auch 
ohne Studiengebühren nicht, 
wie sie all die angeblich sozial 
gestaff elten Gebühren bezah-
len sollen, die unter LH Voves 
eingeführt wurden. Kindergar-
tengebühren, Pfl egeregress und 
die ständigen Strom- und Gas-
preiserhöhungen sind hausge-
machte Belastungen der selbst 
ernannten Reformpartner. Stu-
diengebühren wären nur ein 
weiterer Schritt, um das Leben 
noch teurer zu machen und 
weitere soziale Hürden ins Bil-
dungssystem einzubauen.“

Landeshauptmann Voves, 
so Klimt-Weithaler, habe sich 
im Wahlkampf als Robin Hood 
inszeniert. Jetzt lässt er sich als 
Totengräber des Sozialsystems 
feiern. „Wir erleben in Öster-
reich den stärksten Anstieg von 
Armut seit Jahrzehnten. Die 
Konzerne machen auch in Kri-
senzeiten kräftige Gewinne, die 
Banken bekommen ihre Speku-
lationsverluste ersetzt. Dafür 
wird der Bevölkerung das letzte 
Hemd ausgezogen. Das ist die 
Politik, für die Voves steht. So-
lange diese Befehlsempfänger 
der Banken und Konzerne am 
Ruder sind, wird es auch keine 
sozial gerechte Politik geben.“

Voves-Vorstoß für Studiengebühren: 
Unzumutbare Belastung für Eltern

Kein gutes Zeugnis stellten Eltern 
und Kinder Bildungslandesrätin 
Grossmann aus.

Hätte Graz am regulären 
Wahltermin im Jänner 2013 ge-
wählt, hätten die Grazerinnen 
und Grazer schon gewusst, wie 
tief ihnen SPÖ und ÖVP erneut 
in die Tasche greifen. Dieses Ri-
siko wollte Bürgermeister Nagl 
nicht eingehen, als er eigen-
mächtig die Gemeinderatswahl 
auf November vorverlegte.

Die Bilanz von SPÖ und 
ÖVP im Land sieht düster aus. 
Tausende Familien sind vom 
Pfl egeregress betroff en, die Kür-
zungen bei der Wohnbeihilfe 
und die willkürliche Erhöhung 
der Tarife des Landesenergie-
versorgers drängen immer mehr 
Menschen in eine fi nanzielle 
Notlage. Im Behinderten-, Ju-
gend-, Sozial-, Kultur- und Ge-
sundheitsbereich sind viele Ar-
beitsplätze vernichtet worden. 
Nun steht die Zerschlagung des 
öff entlichen Gesundheitssys-
tems auf der Tagesordnung der 
so genannten „Reformpartner“, 
in Graz werden hunderte Betten 
„eingespart” und das LKH-West 
privatisiert.

Andererseits bekommen 

„Medienkooperationspartner“ 
und Wirtschaft hohe Summen 
vom Land, nicht zu reden von 
den Milliardenbeträgen für 
Bankenrettungspakete.

Claudia Klimt-Weithaler: 
„Bürgermeister Nagl hat wohl 
Panik bekommen und will nun 
vor der Politik seiner eigenen 
Landespartei davonlaufen. Die 
Grazer KPÖ und Stadträtin 
Elke Kahr sind aber vorbereitet 
und brauchen sich nicht zu ver-
stecken. Was wir vor der Wahl 
sagen, gilt auch nach der Wahl. 
Das unterscheidet uns von den 
Design-Parteien, die sich von 
Consultingfi rmen und Wer-
beagenturen ein freundliches 
Image basteln lassen, das mit 
ihrer Belastungspolitik nicht 
das Geringste zu tun hat.“

Vorverlegung der Grazer Wahl: 
„Panikreaktion Nagls“

Grazerinnen und Grazer sollen erst nach der Wahl 
von bevorstehenden Belastungen erfahren

Wohnen 
ohne 

Sorgen

www.kpoe-graz.atHelfen statt Reden!

Elke Kahr.



Steirische Inseratenaff äre: Voves verweigert Auskunft
„Ein Versuch, Berichterstattung zu manipulieren“

In der Fragestunde im Rahmen 
der Landtagssitzung am 18.9. 
ersuchte KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler um 
Auskunft über jene 380.000 
Euro, die unter dem Deckman-
tel einer „Medienkooperation“ 
für regierungsfreundliche Be-
richterstattung an steirische 
Medien fl ießen.

Landeshauptmann Voves 
weigerte sich, die Frage nach 
dem Wortlaut der Vereinba-
rung mit zwei steirischen Ta-
geszeitungen zu beantworten 
und antwortete auf Nachfrage 
der KPÖ-Abgeordneten: „Ich 
habe meinen Ausführungen 
nichts hinzuzufügen.“ In seinen 
Ausführungen versuchte der 
Landeshauptmann die – nicht 

als Inserate gekennzeichneten 
– PR-Texte als „Information der 
Bevölkerung über notwendige 
Maßnahmen der Regierung“ zu 
verkaufen. Dabei behauptete er, 
dass in Übereinstimmung mit 
dem Medientransparenzgesetz 
keine Nennung von Regie-
rungsmitgliedern erfolge. Ein 
Blick auf die bisher erschiene-
nen Artikel genügt, um zu se-
hen, dass LH Voves den Land-
tag falsch informiert: Sowohl 
er als auch sein Stellvertreter 
Schützenhöfer werden in den 
Artikeln namentlich genannt.

Klimt-Weithaler: „Es ist ein 
unerhörter Vorgang, dass ein 
Regierungsmitglied ohne Be-
gründung eine Anfragebeant-
wortung verweigert. Die off ene 
Verachtung, mit der LH Voves 
dem Landtag gegenübertritt, 

Um zur Aufklärung der un-
durchsichtigen Geldfl üsse sowie 
die Verantwortung der Lan-
desregierung rund um die viel 
beachteten Bauprojekte in der 
Gemeinde Bad Aussee beizu-
tragen, hat KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler am 
18. 9. eine Dringliche Anfrage an 
LH-Stv. Schützenhöfer gerichtet.

Eingefädelt wurde das Nar-
zissenbad-Projekt samt Hotel 
und Appartements von der In-
vestorengruppe um Reinhard 
Hohenberg, Romuald Bertl und 
Stefan Fattinger. Die Gesamt-
kosten des Projekts belaufen 
sich auf zumindest 26 Millio-
nen Euro. Die Stadtgemeinde 
Bad Aussee soll sich dem Ver-
nehmen nach am Narzissenbad 
mit insgesamt etwa 8 Millionen 
Euro beteiligen. Das Land hat 
2,5 Millionen Euro an Förder-
geldern zugesagt, der Bund 1,5 
Millionen Euro.

Zur Sorge veranlasst beson-
ders, dass der – von der ehema-
ligen ÖVP-EU-Abgeordneten 
Hella Ranner, wegen des Ver-
dachts der Untreue und des 
Betruges von ihrem Mandat 

Narzissenbad Bad Aussee: Landesregierung 
setzt auf Vernebelung

Klimt-Weithaler: Investoren können nur gewinnen, Verluste werden von 
Gemeinde übernommen – „Will ÖVP ihr eigenes Fohnsdorf?“

zurückgetreten, erstellte – Ver-
trag über den Grundstücks-
verkauf der Gemeinde Aussee 
an die Investorengruppe die 
Stadtgemeinde Bad Aussee grob 
benachteiligen soll. Erstens sei 
der Wert des Areals nach der 
Umwidmung in Bauland um ein 
Vielfaches gestiegen, weiters sei 
die Gemeinde verpfl ichtet, im 
Falle der Pleite das Narzissen-
bad mit allen Verbindlichkeiten 
zu kaufen und weiterzubetrei-
ben.

In der anschließenden De-
batte unterstützte die KPÖ un-
ter anderem die Forderung auf 
eine eingehende Prüfung durch 
Landesrechnungshof und Ge-
meindeaufsicht. SPÖ und ÖVP 
lehnten dies in gewohnter Weise 
ab.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „In der Ge-

meinde gibt es von Seiten der 
Bevölkerung und von großen 
Teilen der Gewerbetreibenden 
massiven Widerstand gegen 
diese Pläne. Die Bevölkerung 
bekommt ein enormes Risiko 
umgehängt und haftet für das 
Projekt. Trotzdem wehren sich 
ÖVP und SPÖ mit Händen 
und Füßen gegen eine Prüfung 
des Vertrags. Off enbar will LH-
Stv. Schützenhöfer in reform-
partnerschaftlicher Solidarität 
mit der SPÖ nun sein eigenes 
Fohnsdorf schaff en.“

Zur Erinnerung: Der Inves-
tor Hohenberg war auch schon 
am Th ermenprojekt Bad Glei-
chenberg beteiligt, wo er für die 
größte Firmenpleite der Steier-
mark im Jahr 2011 (55 Millionen 
Euro) mitverantwortlich war. 
An diesem nun insolventen Un-
ternehmen hatte sich das Land 
Steiermark übrigens ebenfalls 

mit über 7 Millionen Euro an 
verlorenen Zuschüssen und als 
stiller Gesellschafter mit fast 5 
Millionen Euro beteiligt. Diese 
Investorengruppe sorgte nun 
in Bad Aussee für Aufregung, 
da sie das ursprünglich präsen-
tierte Hotel- und Appartement-
projekt nun deutlich vergrößert 
bauen möchte.

In der Beantwortung der 
Anfrage bezog sich LH-Stv. 
Schützenhöfer übrigens immer 
wieder auf jenes Th ermenent-
wicklungskonzept, das bereits 
in der vergangenen Landtags-
periode die Th erme Aqualux in 
Fohnsdorf äußerst positiv be-
urteilte. Damals hieß es, „dass 
das Projekt Fohnsdorf positiv zu 
sehen ist, und zwar als wertvolle 
Ergänzung für die gesamte re-
gionalwirtschaftliche Entwick-
lung.“ 

Steuergeld für Propaganda. Im letzten Landtag wurden obige 
Summen bewilligt. Die KPÖ hat dagegen gestimmt.

sollte allen Abgeordneten zu 
denken geben. Es geht nicht nur 
um die 380.000 Euro, sondern 

auch um den Versuch einer äu-
ßerst plumpen Manipulation 
der Berichterstattung.“

Elke Kahr.

In harten Zeiten:

Auf keinen Menschen vergessen !


